
ciigt worden, 1n der Arbeiterjugend Guerilla-Kampfttrup- siıtzenden der 11 regionalen Bischotskonterenzen und die
pCnh organısıert haben Seine Konfratres TOCNEC (40) Leıiter der CNBB-Kommuissionen an) WATrTrNenN darıin ENT-
un Berthou (37) wurden ebentalls der Vorbereitung eınes schieden VOTLr Fehlinterpretationen des kirchlichen Handelns
Autfstandes un Schaffung einer nationalen Befreiungs- 1n ıhrem Eıinsatz tür grundlegende Strukturretormen. Sie
front beschuldigt (NC News Service, 68) Die eruten sıch auf das Konzıl, die Jüngsten Sozialenzykli-
VO Ministerium publizierten „Geständnisse“ der Geilist- ken der Papste un die Beschlüsse der Lateinamerikanı-
lıchen stellten sıch als Fälschung heraus. schen Bischofskonferenz 1n Medellin un: folgern: Sar
Die zuständigen irchlichen Autoritäten reagıerten ent- sind entschlossen, diese Prinzıpien anzuwenden, uch
schieden un einmütıg aut die Verhaftung der Franzosen WECNN uns das hier persönliche Härten un Schwierigkei-
un spater sechs weıterer ausländischer Priester. In Belo ten bringt.“ Ebenso eindeutig etizten sıch die Bischöfe 1n
Horıizonte solidarisierten sıch Erzbischof, Weihbischot der Erklärung für ıne „rasche Re-Demokratisierung der
un Klerus mMIit den eingesperrten Priestern. In allen IS Regierung“ e1ın, da die derzeitige Sıtuation jede Willkür
Pfarreien der Erzdiözese wurde Adventssonntag ermöglıche, „Wwıe die Verletzung der Grundrechte, die da
anstelle der Predigt ine VO Klerus gemeınsam vertaßte sınd das Recht aut Verteidigung, Meınungs- un! Intor-
Erklärung verlesen, 1n der die Priester als Glaubensver- matıionstreiheit“. In der derzeıitigen Sıtuation, schreiben
tolgte dargestellt werden (NC News Serviıce, 68) diıe Bıschöte weıter, se1l „physisch un: moralisc! die
In Recite verteidigte der Obere die beiden für zehn Tage Menschenwürde edroht un ine Macht begründet, dıe
inhafHierten nordamerikanischen Oblatenpatres Rupıper den Dialog zwischen Regierung und Regierten ungeheuer
un Grams: ATr Verbrechen esteht 1n der Publikation schwıer1g macht un viele gefährlichen Heimlichkeiten
eınes Pfarrbulletins, 1n dem Ungerechtigkeiten un Elend tühren kann“ („O lobo“, 25 69)
aufgezeigt un die Verantwortlichen kritisiert wurden“ Die ma{ißsvolle Bischofserklärung 1St VOL allem ıne De-
(NC News Servıce, 69) monstratıon innerkirchlicher Gesinnungseinheit. Vertreter
ber die Karnevalstage ZOR sıch die Zentralkommission konträrer Positionen über die Aufgabe der Kırche 1n der
der Brasilianischen Bischofskonferenz (CGNBB) eıner brasılianıschen Gegenwart haben S1e unterzeichnen kön-
Streng geheimgehaltenen Sıtzung nach S20 Paulo Zzurück. NCN, W1e ZU Beıispiel Dom Helder Camara und se1in Ge-
Eınzıger Beratungspunkt der außerordentlichen Tagung: geNPaArTt Vıcente Scherer. Und nıcht 7zuletzt dürfte diese
Klärung der offiziellen Haltung der Kirche Z politi- Erklärung Costa Sılva, der nach Meınung politischer
schen Sıtuation nach dem Ermächtigungsgesetz VO Beobachter persönlıch keineswegs diktatorialer Herr-
Dezember 1968 Das Arbeitsergebnis ıhrer Tagung ftaßte schaft ne1gt, 1n der einsetzenden „Re-Demokratisierung“
die Zentralkommission der COGNBB 1n einer Erklärung —- den Rücken stärken. Eıne Reihe Miılitärs der harten Linıe

Das Dokument der Bischofskonfterenz WTr dem sınd bereits ıhres Amtes enthoben worden.
Staatschef Costa Sılva VO  =) einer Abordnung der Hıerar- Re-Demokratisierung treilich 1St immer noch kein Regıe-
chıe persönlıch überbracht worden. Dıie sorgfältig abge- rungSprosgramm. Und ehutsame Versuche innenpolı-
WOSCNHEC Erklärung stellt den Versuch dar, das abgerissene tischer Liberalisierung un der Annäherung VO  - Militär
Gespräch zwischen Regierung un Hıerarchie wiıieder auf- un Kongrefß mißlangen dem Staatschef offensichtlich.
zunehmen, hne seltens der Kırche iın Grundsatziragen ( osta Silva hatte be1 seinem Amtsantrıtt 1m Mäaärz 1967
Konzessionen machen der sıch Sal kompromittie- die „Wahrung des soz1alen Friedens“ als wichtigste Auftf-
Ten Dıie Kommissionsmitglieder der CNBB-FExekutive yabe seiner Regierung bezeichnet. Das aber bedeutet in
(ıhr gehören das Präsıdium der Bischofskonferenz, die Vor- Brasilign die Aufrechterhaltung des Status qUO

roblemberichte ZUIH Zeitgeschehen
Dıie Strafrechtsreform “DOT ıhrem Abschlufs
Dıie Strafrechtsreform stellt die bedeutendste gesetzgebe- Wwe1 Weltkriege un die ıhnen folgenden politischen und
rische Aufgabe dar, der sıch der Deutsche Bundestag seit gesellschaftlichen Erschütterungen ımmer wieder
Bestehen der Bundesrepubliık gegenübersieht. Das HENMNE Orientierung und Begınn CZWUNGCNH.
Strafgesetzbuch, das dem Bundestag un Maı
1969 iın Zzweıter un dritter Lesung AT Beratung un Dıie Reformdiskussion seıt 71954
Verabschiedung vorgelegt werden soll, wıird die deutsche
Strafrechtspflege auf Jahrzehnte hinaus normieren. Keıine Irotz der intensıven Tätigkeit, die der Sonderausschufßfß
Gesetzesvorlage, die Je VO  =) eınem deutschen Parlament des Deutschen Bundestages tür die Strafrechtsreform
behandelt wurde, hat ine Jange un wechselvolle G: ter seinem Vorsitzenden Generalbundesanwalt
schichte W1e das „‚Erste (Gesetz ZUuUr Retorm des Straf- Güde un dessen Stellvertreter, Staatsanwalt
gyesetzbuches“, in dem der bisherige Ertrag der parlamen- Müller-Emmert (SPID) 1n dieser Legislaturperiode des
tarıschen Beratungen seiınen Niederschlag finden wird. Deutschen Bundestages entftaltet hat, wiırd die Straf-
Zahlreiche Juristen AaUSs Wiıssenschaft un Praxıs haben rechtsretorm auch Jjetzt noch nıcht einem endgültigen
sıch bereıts se1it dem Jahre 19028 1N dem die ersten Vor- Abschlufß kommen. Der gegenwärtıg dem Bundestag VOIL-
arbeiten einem Strafgesetzbuch (StGB) aufge- lıegende Entwurf eınes Strafgesetzuches Bundestags-
OININEN wurden, mıiıt diesem Reformwerk befaßt. Dıie rucksache V/32 1St iın seinem Wortrtlaut identisch mıt
Reformbestrebungen, die in eıner Reıihe VO  Z (Gesetzent- dem bereits 1ın der vierten Legislaturperiode kto-
würten sichtbaren Ausdruck fanden, wurden durch die ber 1962 1mM Bundestag eingebrachten Entwurf eınes
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Tübingen den vierzehn Strafrechtslehrer erarbeitetStrafgesetzbuches un: wırd eshalb ZUII: Unterscheidung
VOI früheren StGB-Entwürfen allgemeıin als 19672 be- hatten, die der „Jüngeren“ Generatıon angehören un
zeichnet. Der 1962 beruht 1mM wesentlichen aut den jedenfalls be1 den Beratungen des 1962 nıcht mitge-
Arbeiten der „Großen Strafrechtskommuission“, die sıch wirkt hatten, einen ueml mächtigen Impuls. och bıs
AUS führenden Strafrechtslehrern der verschiedenen Rıch- Z Jahre 1966 hatte der Anscheıin bestanden, die krımı-
LUNSCH, Rıchtern un Staatsanwälten, Bundestagsabge- nalpolitischen Grundfragen der Strafrechtsreform, W1e
ordneten sämtlıicher Fraktionen, Vertretern der Rechts- die Fähigkeit des Menschen treier sittlicher Willens-
anwaltschaft SOWI1e Mitgliedern des Bundesjustizministe- entscheidung, das Erfordernis sittlicher un rechtlicher
r1ums und der Länderministerien SELZLEG un Schuld als Voraussetzung allen staatlichen Strafens,
bereıts 1mM Frühjahr 1954 VO damaligen Bundesjustiz- Zweck un Berechtigung der trafe, das Verhältnis VO  .

mıinıster Neumayer einberuten worden WAar. Medizi1- Schuld, Sühne un Vergeltung und schliefßßlıch die Frage
nısche und sonstige Sachverständige wurden ZUrFr Beratung nach dem Menschenbild, das der Retorm zugrunde lıege,
bestimmter Einzelfragen ZUgCZOYCN. Der VO  a} der Großen würden nıcht 1m Mittelpunkt der R eformdiskussion
Strafrechtskommissıon erarbeitete Entwurt wurde - stehen, da, Ww1e die Große Strafrechtskommisıion gezeigt
schließend VO:  } der AaUsSs Vertretern der Justizminısterıen hatte, doch weitgehend Einvernehmen bestehen schien.
der einzelnen Bundesländer gebildeten „Länderkommis- Diese Sıtuation anderte sich MI1t dem Ers  einen des

Alternativ-Entwurfs, der für die Reform VO  3 entschei-S10  « eingehend durchberaten, bevor VO Bundeskabıi-
NeLt verabschiedet, dem Bundesrat zugeleitet un: schlie{ß- dender Bedeutung wurde, schlagartıg.
lıch Oktober 19672 1mM Bundestag eingebracht WeI- Es ware eın Unrecht gegenüber den Verfassern des
den konnte. 1 962, wollte INnan 1n Abrede stellen, daß auch S1Ee sıch
Der Regierungsentwurf 19672 stieß in der interessierten dem Ziel bekannt hatten, das Verbrechen durch dıfte-
Öftentlichkeıit, iınsbesondere be] einer Reihe VOIN Straf- renzlertere Anpassung VO Strate un Maßregel die
rechtslehrern, sogleich auf heftige Kritıik. Der ıberale realen Erscheinungsformen der Kriminalıtät wıirksamer
Tübinger Strafrechtler Baumann, spater einer der Miıt- als bisher bekämpfen un dafß S1ie dabej nıcht HU die
vertasser des „Alternativ-Entwurfs“, warf der (zesetzes- Abschreckung un die Sicherung, sondern VOT allem uch
vorlage der Bundesregierung VOlL, S1e se1 „verstaubt,; die Wiedereingliederung der Straftäter 1n die Rechtsge-
kleinbürgerlich, moraltrıefend, vielen Stellen verlogen meinscha U1nnn Ziele yehabt haben Der 1962 selber
und das Rechtsgefühl zahlreicher Miıtbürger MT Füßen erklärt, da{fß der kriminalpolitische Zweck, künftige Straf-
tretend, voll kleinlicher Pedanterie un voller Pertektio- verhindern, nachhaltiger als durch alle anderen
nısmus“ (Kleine Streitschriften ZUF Strafrechtsreform, Versuche adurch erreicht werden könne, dafß aut den
Bielefeld 1965, 23)) Jedoch uch ma{ßvollere Kritiker Täter eingewirkt werde, ıhn der Gemeinschaft wieder-
urteilten über den 1962, der rechtstechniısch ein elster- zugewınnen un ıhn Rückfälle widerstandsfähiger
erk Präzision un Pertektion darstellt, iIime noch machen. Irotz aller Angrifte, die der 19672 verade
viel cehr den Geist des 1im Jahrhundert veranker- VO  3 seıten der Vertasser des Alternativ-Entwurts erftah-
ten Gesetzespos1it1v1smus und bılde ideengeschichtlich un KG hat, sahen sıch diese veranlaßt 1m Vorwort
rechtspolitisch eher den Abschlufß einer alten Epoche, als bekennen: „Die Strafrechtslehrer, die den vertafßt
daß ıne 1NECUEC einleite. (So der Saarbrücker Strafrecht- haben, konnten autf den Vorarbeiten aufbauen, die dem
ler Kaufmann, Gedanken 2A00 Strafrechtsreform, 1n : zugrunde lıegen.“ Das Verdienst des AE, dem darum
GCIVITAS Jahrbuch für christliche Gesellschaftsordnung. mMIt Recht vielfache Sympathien entgegengebracht WUL-
Bd 3, Mannheim 1964, 23 In der 'Tat 1st der 19672 den, esteht VOT allem darın, daß se1ne utoren gleichsam
dadurch gekennzeichnet, daß die Entscheidungen, miıt als Bannertragern einer Ära der Kriminalpolitik miıt
denen der Bundesgerichtshof 1n Stratsachen 1n der Nach- einem Elan, w1e 1Ur Reformern eıgen 1St, den erfolg-
kriegszeit das geltende Stratfrecht fortentwickelt un den reichen Versuch unternahmen, die Pflicht des Staates un
veränderten Zeiıtumständen angepaßt hatte, MIt 1NS- der Gesellschaft ZUr Resozialisierung der Strafgefange-
werter Akribie ın Form VO Tatbeständen in die nen noch entschiedener, als das 1n den bisherigen An-
Gesetzesvorlage aufnahm. Der 1962 enthält, w1e satzen bereits geschehen WAarl, urgıeren. iıcht alle Re-
Güde schreıbt, die Reformvorstellungen repräsentatıver formen, die über die Vorschläge des 1962 hınaus 1m
Wiıssenschafer un: Praktiker, Ww1e S1€e sich 1n der Mıtte Maı 1969 VO Deutschen Bundestag beschlossen werden,
der fünfziger Jahre boten: stark die Vergangenheıt können freilıch die AE-Vertasser für sich buchen: ın vieler
yebunden un vorsichtig 1mM Wagen Lösungen, Hinsicht lıegt der völlıg autf der Linıe der Beschlüsse,
daß InNnan Z konnte, CS gehe 1n diesem Entwurt eher die der Sonderausschufß tür die Strafrechtsreform des
darum, das Recht klar un zut kodifizıeren, als Deutschen Bundestages 1m Laute der ersten Lesung 1ın
verwandeln der ıhm eınen Charakter geben Abänderung des 1962 bereıts VOTLr Erscheinen des
oder NEeEUeE Wege eröftnen. Kriminalpolitisch lıegt der getroffen hatte. Sie inden sıch 1n ahnlicher Weıse 1m

1962 völlig auf der Linıe des geltenden StGB, während wieder.
die Einzeltatbestände 1mM Besonderen Teıl des StGB Dıie grundlegenden reformerischen Anlıegen, die der

differenzierte, iın einer bıs dahin nıcht gekannten Weıse über den 1962 hiınaus vertritt, 1in der Strafrechts-
perfektionierte un: eınem Werk \VOQ)  e imponierender wissenschaft bereits lange VOTLT Erscheinen des gefOor-
(aber Iragwürdiger) Geschlossenheıit ausbaute. dert worden. SO hat der nıcht ZAUE Verfasserkreis des

7zählende Freiburger Kriminologe Th Würtenberger schon
Der „Alternativ-Entwurf“ der 14 Strafrechtslehrer 1m Oktober 1964 1n eınem Referat er die kriminolo-

xischen Aspekte der Strafrechtsreform auf der Jahres-
Im Dezember 1966 erfuhr die Diskussion U1l das NMENE tagung der Görres-Gesellschaft in Osnabrück die Beibe-
StGB durch die Veröffentlichung eines „Alternatıv-Ent- haltung der Zuchthausstrafe als einen der „schwersten
wurts eines Strafgesetzbuches“ (Allgemeiner Teıl, Mängel des Entwurfs“ bezeichnet. Er sSsetiztie sıch damals
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nachdrücklich eın für die Abschaffung des „künstlichen gerichts auch eın sittliches Unwerturteil über eın bestimm-
Unterschiedes 7zwischen Zuchthaus un: Gefängnis“, für tes Verhalten eınes Staatsbürgers. Zutreftend hat INnan

eshalb das Strafrecht eınes Staates das „Spiegelbild derdie Eindimmung der kurzfristigen Freiheitsstrate un für
die Errichtung von „Bewahrungsanstalten für 505 Psycho- sittlichen Wertordnung“ der 1ın diesem Staate vertafßten
pathen, also psychisch abnorme un! besonders schwierige Gesellschaft ZENANNT. Arndt hat 1n seinem Festvortrag
Rechtsbrecher“, wW1e s1e übrigens W dsS heute vielfach VOT dem Deutschen Juristentag ın Nürnberg 07 bıs
verschwıegen wird auch Abs des 1962 VOLI- September die Möglichkeit eıner radıkal „ofte-
sieht (Kriminologie un Strafrechtsreiform, 1n Heıinıitz, nen  “ Gesellschaft bezweiıtelt un: erklärt, se1 bisher

Würtenberger, Peters, Gedanken ZUr Strafrechts- geschichtlich nıcht erwıesen, ob ine „offene“ Gesellschaft
überhaupt existenzfähig sel. Arndt bekannte siıch derreform. Veröffentlichungen der Sektion tfür Rechts- un:

Staatswissenschaft der Görres-Gesellschaft. Heft 4, Ansicht, daß auch die enkbar oftenste Gesellschaft
Paderborn 1965, irgendeine Grenze zı1ehen musse gegenüber einem Ver-
Wıe der 19672 halt auch der Schuldstraf- halten, dem s1e siıch verschließe. Arndt hat damıt —-

recht un: der Zweispurigkeıit VO'  a Straten für den treffend A0 Ausdruck gebracht, daß 1mM Strafrecht,
schuldfähigen un bessernden oder siıchernden Maßregeln ebenso WwW1e 1m Verfassungsrecht, hne Annahme eines
für den nıcht chuldhaft handelnden Täter test. Er richtet gemeiınsamen Grundbestandes VO Rechtsgütern oder,
jedoch das Sanktionensystem entschlossener als der 1962 w as sachlich dasselbe 1St, hne Bekenntnis einem
auf die Resozialisierung un Spezialprävention Besse- meınsamen Bestand Grundwerten, die VO'  3 der über-

wältigenden Mehrheit des Volkes bejaht werden undrung des Täters: 1mM Gegensatz ZUr Generalprävention
Abschreckung der OÖfftentlichkeit) aus In der „unbefange- häufig auch e1nes strafrechtlichen Schutzes bedürten, eın
Nnen Verschränkung VO'  a} Grundgedanken, die bisher als geordnetes, gesichertes un friedliches Zusammenleben
schwer vereinbar angesehen wurden“, schreibt Güde, der Bürger 1M Staat nıcht möglıch 1St. Dıie Aufgabe, der
„liegen die eigene Prägung des un: se1n Neuland“. siıch der demokratische Gesetzgeber in einer pluralistischen
Je weıter die Retormdiskussion voranschritt, mehr Gesellschaft gegenübersieht, besteht damıiıt etztlich darın,
verlor der 19672 seinen Charakter als politische Vor- die Grenze ziehen 7zwischen jenem Kernbestand

Rechtsgütern, den das Stratrecht schützen mu{ß un: den-entscheidung für die Stratfrechtsretorm. Er diente WAar

1mM Sonderausschuß bıs AT Beendigung der parlamentarı- jenıgen Verhaltensweıisen, die WAar sıttlich verwerflich
schen Beratungen als offizielle Beratungsgrundlage; iın se1n mögen, für deren Strafwürdigkeit un: Stratbedürt-

tigkeit jedoch ıne überwiegende Notwendigkeit nıchtsteigendem aße wurde aber, ebenso Ww1e der spater
erkannt werden kann.VO  , der FDP eingebrachte AE, einer bloßen Arbeits-

unterlage. Wıe Güde erklärte, sollte Inan aufgeben,
den 1962 als einen „Stein 1m Wege“ anzusehen. Der Dıiıe Christen un dıe pluralistische Gesellschafi1962 spiegele ımmerhin ıne bedeutungsvolle Phase 1n
der Geschichte der deutschen Strafrechtsreform wiıder Fuüur die Christen bedeutet die Tatsache, daß S1e 1n eıner

Güde, Kriminalpolitische Zielsetzung 1N der Straf- solchen Gesellschaft leben, eın besonderes Ma{iß Re-
rechts- un Strafvollzugsreform, in Rollmann flexion. Aufgrund der Tatsache, da{f der 1962, ebenso
| Hrsg. ], Strafvollzug in Deutschland. Sıtuation un
Reform. Fischer Bücherei; 841 Frankfurt A 1967, Ww1e das noch geltende StGB, Strafsanktionen ıne

Reihe VO'  w Delikten enthält, deren Strafwürdigkeit nıcht
56) allgemeın akzeptiert WIr  @l W1e die Bestrafung der (sottes-

lästerung, des Ehebruchs, der einfachen Homosexualıtät,
Strafrecht ım yeligiös neutralen Staat der künstlichen Inseminatıon, der Unterbrechung eiıner

aufgezwungenen Schwangerschaft (kriminologische; fälsch-
Eınes der fundamentalen Probleme, MIt dem sıch der lich „ethische“ Indikation) un: einer Reihe weıterer Tat-
Gesetzgeber un NSCeCIC Gesellschaft 1mM Verlaute der bestände AaUuUsSs dem Sexualstrafrecht, wurde Begınn der
Retormdiskussion das C UGC Strafgesetzbuch konfron- sechzıger Jahre verschiedentlich der Vorwurf erhoben, die
tiert sıeht, besteht darın, da{ß dem Deutschen Bundestag Christen 1mM Staat, un diesen besonders die Katho-
die kaum allseitiger Zufriedenheit Öösbare Aufgabe liken, versuchten 1n den ENANNTICNH, Aaus weltanschau-
übertragen ISt, eın Strafgesetzbuch schaffen, das die lichen Gründen besonders umstrıittenen Fragen ıhre SPC-
Verhaltensweisen einer pluralistischen oder „offenen“ zıhısch relig1ös-christlichen Auffassungen mıt dem Mittel
Gesellschaft normiıeren ol Darunter versteht 11a  ‘ ine der Paragraphen des Strafgesetzbuches allgemeinverbind-
Gesellschaft, 1n der nıcht LLUXr vers  j1edene religzöse UN ıch machen un auch ıhren andersdenkenden und
weltanschauliche, sondern iın viıeler Hinsicht auch erheb- andersgläubigen Staatsbürgern aufzuzwingen. So warntie
lıch divergierende ethische Vorstellungen herrs  en. Als D der schon zıtlerte Stratfrechtslehrer aumann 1M
radıikal „oftfen“ bezeichnet die Soziologie dabe!i jene Ge- Hınblick darauf, daß der 1962 auch die Bestrafung der
sellschaft, dıe nıcht mehr un se1 auch LUr durch eın Unterbrechung einer aufgezwungenen Schwangerschaft
Mınımum VO  a gemeinsamen moralischen un: relig1ö- (kriminologische Indikation) vorsehe, davor, die deutsche
sen Grundanschauungen wird, sondern sıch fre  d= Stratrechtsretorm VO  e} der katholischen Bischofskonferenz
heitlich 1n Gruppen mıiıt unterschiedlichen un n- ausschlaggebend beeinflussen lassen (vgl „Dıie elt  “
gesetzten Ansıchten aufspaltet. 62) Und T'hielicke erklärte der vorgesehenen
Die Aufmerksamkeıt, die die Reform des Strafrechts in strafrechtlichen Regelung desselben Tatbestandes, yebe
der breiten Offentlichkeit erTfahren hat, indet nıcht leine schlimmere Gewissenstyrannel, als WE ıne dog-
letzt darın ihre Erklärung, da{fß das Strafrecht, für jeder- matische der moraltheologische These solchen auf-
Ianı spürbar, Fragen berührt, die einen Nn  n Bezug CZWUNSCNH werde, die VO ıhr nıcht überzeugt seıen (Re-
ZUr.F Ethiık, ZUr Religion un: weltanschaulichen Fragen terat VOT dem Evangelischen Arbeitskreis der CDU 1ın
autweisen. In aller Regel enthält das Urteil eınes Strat- Wiesbaden; vgl 5  ül Zeıt“, Dabei haben
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beide Autoren allerdings übersehen, daß auch 1MmM ‚V all- Sung aus, dafß die strafrechtlichen Normen WAar weIlt-
gelischen Bereich namhaftte Ethiker, Ww1e die einschlägigen gehend überwiegend dem Rechtsgüterschutz dienten, W as

Abhandlungen 1mM Evangelischen Staatslexikon un: 1m aber nıcht ausschließe, „bestimmte Fälle ethisch beson-
Evangelischen Soz1iallexikon SOWI1e die übereinstiımmenden ders verwerftflichen un nach der allgemeinen ber-
Stellungnahmen mehrerer evangelıscher Fachkommissio0- ZCEUgUNg schändlichen Verhaltens“ uch dann MI1t Strafe
NI zeigen, ın der strafrechtlichen Beurteilung der bedrohen, W ECI1I11 durch die einzelne konkrete Tat kein
Schwangerschaftsunterbrechung N  u den gleichen Stand- unmiıttelbar: estimmbares Rechtsgut verletzt werde. Das
punkt vertraten WI1e die Mehrzahl der. katholischen mUusse, W1€e die Begründung fortfährt, VOL allem dann
Moraltheologen. gelten, WenNnn eın solches Verhalten seiner Natur nach die
Diesen Außerungen lıegt unausgesprochen die Vorstel- Tendenz 1n sıch9 auf Dritte überzugreifen un damıt
Jung zugrunde, daß die Stratnormen des staatlichen die Antälligkeit dafür 1mM Volke auszubreiten ( 1962,
Strafgesetzbuches nach der Auffassung der Moraltheo- Begründung, 376)
logıe nıchts anderes darstellen sollen als den rechtlichen
Ausdruck ihrer Gebote un Verbote. Demgegenüber
wurde jedoch nachdrücklich autf die fundamentalen Unter- Rechtsgut UN Sıttlichkeit
cchiede 7wischen der Sıttenordnung un dem Strafrecht Zwar 1St die These des Bonner Moraltheologendes Staates hingewiesen, W1e S1e VO  ; der katholischen Klomps, daß „der Staat nıcht ıne Anstalt ZUr Beförde-Moraltheologie seIt jeher vertireftfen wurden.

rung der Moralıtät“ sel, ın dieser Form angreitbar. Sıe
verkennt ine wesentliche Aufgabe des Strafirechts, dessen

Strafrecht und christliche Ethik Tiefenwirkung, W1e der Bonner Stratrechtler Welzel
teststellt, gerade darın besteht, da{ß sıch seine Normen

Die Moraltheologie bzw. die christliche oder evangelische WAar auf die elementaren soz1alethischen Pflichten be-
Ethik versteht sıch als theologische Wissenschaft un: Zrun- schränken, 1ber gerade dadurch den Grund für den Be-
det 1n der durch Christus yeschehenen Offenbarung, Sıe stand der sıttlichen Wertwelt einer e1it legen.
empfängt ihre besonderen Imperatıve un: Leıitsätze AUS Die Rechtsgüter, die die Strafrechtsordnung schützt, siınd
dem Glauben Jesus Christus. Die Moraltheologie hat immer zugleich auch sıttliıche VWerte, un insofern kommt
dıe allen Menschen erkennhbare un: allgemeinverpflich- auch dem aufgeklärtesten un modernsten Strafrecht
tende natürliche Sıttenordnung ZUrFr Voraussetzung. Sıe aller in der Gegenwart festzustellender Tabuierungs-baut auf dieser auf un bewertet das sıttliche Handeln versuche gegenteiliger Auffassungen ıne 1M Sınne
1m Lichte der Frohbotschaft Jesu Christi]. Im Gegensatz „sıttenprägende un sıttenerhaltende Kraft“ Insotern
ZUm Stratfrecht des Staates beurteilt die Moraltheologie wiırd der Staat auch ımmer ıne allerdings auf den
das PESAMLTE Handeln eines Menschen der Rücksicht Schutz tundamentaler Rechtsgüter beschränkte „Anstalt
seiner ewı1igen un etzten Bestimmung. Gegenstand der Z Beförderung der Moralität“ bleiben. Klomps VECI-

Moraltheologie ist dabei auch der Bereich der ausschlief$- dient jedoch uneingeschränkte Zustimmung, wenn be-
lıch inneren Urteıle, des willentlichen Begehrens un der LONT, daifß ıne extIirem relig1öse Staatsauffassung, nach
Gesinnung des Christen. welcher der Staat Sorge tragen mMUuUSsSe, da{fß die (Gemeın-
Ganz anders die Funktion des staatlichen Stratrechts. Es chaft in ıhrem Lebenswandel VOL Gott sıch eın un —
kann nıemals Aufgabe des Staates se1n, unmiıttelbar die efleckt bewahre, damıt Gottes Zorn sıch nıcht über das
letzte un ew1ge Bestimmung un das ewı1ge eıl der lasterhafte Treiben der Bürger ergiefßße, die vers  j1edenen
Staatsbürger 1Ns Auge fassen. In der katholischen Wirkebenen VO Stratrecht un Moral unberechtigter-Moraltheologie gvalt se1t jeher der Grundsatz, der sıch welse ineinanderschiebe un: 1M Wiıderspruch um Selbst-
bereits bei Thomas VO'  3 Aquın nachweisen Jäfßt, da{fß der verständnis unseres VO  > Verfassungs relig1öserStaat nıcht alle Verstöfße die Sıttenordnung mMi1t un weltanschaulicher Neutralität verpflichteten Staates
einer Stratsanktion versehen darf Bereıts 1mM Mittelalter stehe (vgl Klomps, Demokratie un Moral,; öln
War damıt der Unterschied zwıschen Strafrecht un: Ethik 19%66, 44)klar erkannt. Das Stratfrecht des Staates darf nıcht alle Verstöße
ITSt 1n NEUeETeEer eıt un allgemeın SE 1m Laute der letz- die Sıttenordnung mıt Strafe bedrohen. Es sıchert ledig-
ten Jahre SeiIzte sıch jedoch die Auffassung durch, dafß der lich eın „ethisches Mınımum“, jene moralıschen
Staat ine Handlung nıcht alleinn iıhres unsıttlichen Grundwerte, hne die eın gyeordnetes und gesichertes S
Charakters pönalisieren darf, sondern 1Ur dann un 1NSO- ammenleben 1m Staat nıcht möglıch 1St, ohne deren Be-
Wweıt, hne iıhre Bestrafung die Aufrechterhaltung stand das Gemeinwohl nıcht verwirklicht werden kannn
des gesicherten Bestandes der sittlichen Grundordnung ( Listl, Strafrecht un Moral, „Stimmen der Zeıt“, Aprıildes Volkes un: SOMIt das geordnete Zusammenleben der 1967, 254) Dıie Restriktion des Stratrechts auf den
Bürger 1m Staate nıcht mehr gewährleistet erscheint. Das Schutz elementarer siıttlicher VWerte dart jedoch nıcht als
Kriterium für die Strafwürdigkeit un! Strafbedürftigkeit Forderung nach einem strafrechtlichen „Miınımalismus“
einer Handlung darf SOmIt nıcht allein in ıhrer siıttlichen verstanden werden. Es ware verhängnisvoll, W CN der
Verwerflichkeit erblickt werden. Es 1St vielmehr eNtTt- Gesetzgeber 1m Zuge der Reform des Stratrechts bei
scheidend 1n ihrer Sozijalschädlichkeit suchen. Diese 1n saämtlıchen irgendwie umstrıttenen Tatbeständen -Zew1issem Sınne „moderne“ Erkenntnis über die Funk- über den 1ın der Oftentlichkeit erhobenen Forderungentıon und Begrenzung der Strafjustiz des Staates 1St heute nach Reduzierung der Strafsanktionen immer die Linıe
allgemein anerkannt (vgl Böckle, Sıttengesetz un des geringsten Wıderstandes einnehmen würde. Mıt Recht
Strafgesetz, „ Wort un: Wahrheit“, Januar 1968, 10f.) welst eshalb Güde darauf hın, da{fß die Retform der
Noch der 1962 geht 1in seiner Begründung 216, Verwirklichung der beiden unabdingbaren Ziele des
der die Bestrafung säamtlicher Begehungsformen der Strafrechts dienen habe, der Gerechtigkeit un der
mäannlichen Homosexualıtät vorsıeht, VO  3 der Auffas- Siıcherheit. Dıie Gesellschaft werde die Reform 1mM Sanzen
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NUur annehmen, WeNnNn S1Ee weder 1n ıhrer Gerechtigkeits- iıchkeit iındizierte Strafwürdigkeit un Stratbedürftigkeit
erwartun noch 1n ıhrem Sicherheitsbedürtnis enttäuscht bestimmter Verhaltensweisen gehört ausschliefßlich 1n die
werde („Rheinischer Merkur“;, 68) Kompetenz des staatlichen Gesetzgebers., Deshalb kann

die Kirche ıhren Gläubigen keine verbindlichen Weiısun-

Nichtbestrafung SCH 1m Hinblick auf dıe konkrete Gestaltung des at-
lıchen Strafgesetzbuches erteılen. Dıie Kirche besitzt berbedeutet heine moralische Billieung ennoch vielfache Möglichkeiten, ıhre Auffassungen ZUr

Aus der Tatsache, dafß die Kriterien für die notwendige Geltung bringen un Jegıtimen Einflu{ß uf die Aus-
gestaltung des Strafgesetzbuches nehmen. S1e kannPönalisierung einer Handlung nıcht allein iın deren sıch einmal durch ıhre otfıziellen Repräsentanten und ıhreAmoralıtät, sondern vielmehr 1n ıhrer Sozialschädlichkeit

suchen sind, tolgt tür den Christen iın der Demokratie, Theologen als bedeutsamer Faktor in den allgemeinen
Prozefßß der öftentlichen demokratischen Wiıllensbildungda{fi als Staatsbürger, Abgeordneter, Politiker oder einschalten. Dazu stehen iıhr in der Gegenwart zweiıtel-Stratrechtler nıcht hne weıteres die relig1ös-sıttlichen

Gebote un Verbote und Anschauungen der katholischen los zahlreiche bisher keineswegs voll ausgeschöpfte MöÖg-
Moraltheologie oder der evangelıschen Ethik 1ın das Stratf- lichkeiten A0 Verfügung. Die Kirche kann ferner leg1-

timerweıse nachhaltig dadurch aut die StratfrechtsretormgESCTZ übertragen darf Er mu{fß vielmehr .ın jedem Einzel- Einflu{fß nehmen un LUL dies hne ausdrücklichfall prüfen, ob die Sozjalschädlichkeit einer Handlung
deren Bestrafung zwıngend verlangt. Darüber, ob be- bezwecken unauthörlich dadurch, da{ß s1e ın iıhrer Ver-

kündigung ımmer wieder auf den hohen Stellenwert be-stiımmte sıttlich verwertliche Verhaltensweıisen estraft
werden ollen, können die Meınungen nıcht 11UX 7zwischen stimmter Rechtsgüter un: deren Bedeutung für Kirche,
den einzelnen Staatsbürgern Je nach ıhrem besonderen Staat un: Gesellschaft hinweıst, w1e auf das at-

liche Recht aut Leben auch des ungeborenen Menschen,weltanschaulichen, ethischen un politischen Standort,
sondern auch gläubigen Christen 1mM Einzelfall schr auf die Verpflichtung ehelicher Ireue un: die Bedeu-
weıt auseinandergehen. Das gilt auch 1 Hınblick aut die tung der Famlılie in Staat un Gesellschaft. Aus dieser

nachhaltıgen indırekten Einfluß®nahme der Kırchen aufStrafbedürftigkeit solcher Handlungen, die nach dem
Urteil der Moraltheologie un der Kırche eindeutig als die sittliche Bewußtseinsbildung ihrer Gläubigen und
amoralısch anzusehen sınd, Ww1e Ehebruch, Homosexualı- darüber hinaus dern Gesellschaft erklärt sıch,
Gat: Unzucht mıt Tieren un ine Reihe anderer Formen da{fß Christen gegenüber bestimmten Zzerstörerischen
sexuellen Fehlverhaltens. Auch 1m Hınblick auf die gesellschaftlıchen Kräften, WenNnn den Schutz
Frage, ob die Unterbrechung einer durch eın Verbrechen höchster Rechtsgüter, den Schutz des Lebensrechtes

auch des ungeborenen Menschen geht, weithın 1ne grund-aufgezwungenen Schwangerschaft estraft werden oll
sätzlıche Übereinstimmung un Geschlossenheit ftestzu-der nıcht, sind katholischen Christen verschiedene

Meınungen vertretbar, obwohl die Kirche und die Moral- stellen 1St.
theologie 1ine Schwangerschaftsunterbrechung auch Be1i der Neukodifizierung uNseTres Strafgesetzbuches geht

nıcht Glaubensfragen, in denen in uUNseTITEIN reli-diesen Umständen eindeutig ablehnen. Dıie Tatsache, da{flß
der Strafgesetzgeber solche Handlungen nıcht bestraft, o1öser Neutralıtät verpflichteten Staat jeder seiner e1ge-
bedeutet nämlıch keineswegs, da{ß diese Handlungen NnenNn Überzeugung tolgen kann. Wıe das Bundesvertas-

sungsgericht ın seinem Urteil VO Juli 1959 AaUusS-damıt für sittlich ınwandtfrei erklärt oder Za moralisch
gyutheißt, WOZU ıhm 1m übrigen als Institution jegliche geführt hat, 1St der Gesetzgeber verpflichtet, das Recht
Kompetenz tehlen würde. Aus schwerwiegenden Gründen unabhängıig VO  ’ konftfessionellen Sondermeinungen
könnte der Staat auch in solchen Fällen VO  w Strate ab- normıiıeren (Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts,
sehen. Es sprechen jedoch, WwW1e Hartmann nach- HO} S5. 59 Auf die Strafrechtsretorm angewandt,
yzewlesen hat, uch be1 der Frage der Pönalisierung der besagt diese Entscheidung, da{fß dem Gesetzgeber ver-

wehrt 1St, sowohl 1M Allgemeinen W 1e 1mM Besonderenkrimıinologisch indizierten Schwangerschaftsunterbrechung
entscheidende Gründe, insbesondere das Lebensrecht des 'Teıl des StGB seinen Entscheidungen eın spezifisch
ungeborenen Kındes, dafür, den bisherigen Rechtszustand relıig1ös gepragtes, NUuUr AuSs dem Bekenntnis einer

bestimmten Religion der Konfession realisıerbaresuch 1m retormierten StGB autfrechtzuerhalten (vgl
Hartmann, Die ethische Indikation, „Stimmen der Zeits: Menschenbild zugrunde Jlegen. Der Gesetzgeber mu{
November D62: 116) Die beiden Kirchen haben sıch vielmehr VO Menschenbild des Grundgesetzes ausgehen.

Nach den Beschlüssen des Sonderausschusses wird uchdurch ıhre Fachgremien ebenfalls wiederholt ıne
Freigabe der kriminologisch indizierten Schwangerschafts- das künftige Strafrecht eın Schuldstrafrecht se1n. Darauf
unterbrechung gewandt. Von katholischer Seıte yeschah ruht das gESAMTE Reformwerk. Schuldstrafrecht besagt,

daß Strate, die eın sıttlıches Unwerturteil über mensch-das 7uletzt durch iıne weıitgehend auf den Beschlüssen
des „Katholischen Arbeitskreises für Strafrecht beim lıches Verhalten darstellt un: als solches ımmer eEMP-
Kommissarıat der deutschen Biıschöte ın Bonn  « beruhende funden werden wiırd, 1Ur dann un grundsätzlich NUur

„Stellungnahme“ dieses Kommissarıats Fragen der 1insowelt verhängt werden darf, als dem Täter seıin Han-
Retorm des Stratrechts (vgl KNA, Dokumentation Nr 6, deln sittlich Z Vorwurftf gemacht werden kann Dıie
Zl 69) Nur 1n Fällen menschlicher Tragık Stratrechtsreform geht damıt VO  e} der Voraussetzung aus,
wırd der Staat, WE das Lebensrecht e1ines unsSc- da{fß der Mensch Entscheidungsfreiheit, Verantwortlichkeıit
borenen Menschen gyeht, VO  5 Strate absehen dürfen, da und Gerechtigkeitserwartung besitzt (vgl Jeschek,

sıch anderntalls der Getahr AaAussetfzen würde, durch Grundlagen der Stratrechtsretorm. 7Zum Entwurt des
se1ne eigenen (jesetze die Achtung VOT dem höchsten Strafgesetzbuches, „Evangelische Welt“, Jhg.;
Rechtsgut, dem Lebensrecht des Menschen, Nier- DG 7222 Würde CS sıch, W1e gelegentlich behauptet,
mınıeren. bei den Begriften Schuld, Vergeltung un: Sühne Vor-
Das Urteil über die durch den Grad ıhrer Sozialschäd- stellungen andeln, die NUuUr Aaus dem Bekenntnıis einer
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bestimmten Weltanschauung oder Religion vollziehbar den, VO  e} dem noch nıcht MIt Sicherheit ZESARYT werden
waren, ürften s1e 1n unserem Strafgesetzbuch keinen kann, ob überwiegend als Dekadenzerscheinung un
Platz haben Das 1St jedoch keineswegs der Fall Zwar Kulturverfall angesehen werden mu{ oder ob über-
welisen Erlebnisinhalte WI1e Schuld, Sühne, Gewiıssen, Ver- wıegend DOSItLV beurteilen 1St un langfristig ZUr:

geltung und Stratfe für den relıg1ös gyebundenen Menschen Bildung Wertma{fstäbe 1m Bereich des Sexuellen bei
auch fundamentale relig1öse Bezüge auf; das andert aber breitesten Schichten der Bevölkerung führt
nıchts der Tatsache, die VO  z manchen yrundsätzlichen Auch WenNnn INa  =) davon ausgeht, da{ß der Gesetzgeber NUur

Gegnern des Schuldstrafrechts, WI1e dem verstorbenen wirklich sozjalschädliches Unrecht Strate stellen
hessischen Generalstaatsanwalt Bauer, übersehen wird, darft un 1m Einzeltall die „Beweıislast“ tür die Not-
daß diese psychischen Gegebenheiten menschliche Ur- wendigkeıit der Pönalisierung eınes bestimmten Verhal-
phänomene darstellen, die als echtes Humanum in jedem tens tragen hat un diese Notwendigkeıit rational
Menschen unabhängig VO  e} seiner Religion, Hautfarbe, L  L machen mujßßs, wiırd sıch dem Gesetzgeber NUur
Volks- und Kulturzugehörigkeit verwirklicht sind. Nur ın den seltensten Fällen ine bestimmte Lösung als eINZ1S
InsOoWweIlt können S1e Bestandteil der Rechtsordnung mögliche gesetzgeberische Gestaltung aufdrängen. DDas
uUunNseTCS religıöser Neutralität verpflichteten Staates oilt für sämtliche Tatbestände des StGB Der (sesetz-
se1n (vgl Listl, Die Auseinandersetzung das HEUE geber hat gerade deshalb, weıl sich bei der Entscheidung
Strafgesetzbuch, „Stimmen der Ze  1t“, Dez 1 96%. 399) der onkreten Frage, ob eın bestimmtes Verhalten

Strate gestellt werden soll, 1mM Hiınblick auf das un
VOTL allem aut das Wıe dieser Pönalisierung verschiedeneRatıionale Transparenz der Strafbedürftigkeit Lösungsmöglichkeiten anbıeten, einen erheblichen Beur-

Auch bei der Normierung der einzelnen Tatbestände des teilungsspielraum, den, W1e€e Lackner erklärt, weder die
Stratrechtswissenschaft noch die Summe der Wissenschaf-Besonderen Teıls des StGB 1St. der Gesetzgeber strikter
ten VO' Menschen wirksam austüllen können. Hıer 1StBeachtung der weltanschaulichen Neutralität verpflichtet.

Es herrscht heute allgemein Einvernehmen darüber, daß vielmehr Raum für echte politische Entscheidungen des
Gesetzgebers, der die wıderstreitenden Ansıchten nacheine Handlung NUur dann strafbedürftig ist, WenNn sS1e den Spielregeln der Demokratie autf der Grundlage Ju=gefährlich un: als Beispiel sozlalwıdrigen Verhaltens

unerträglich ist, daß ZU Schutz der Allgemeinheit seıtiger Toleranz ZU Ausgleich bringen hat
Kriminalstrafe als zußerstes Miıttel staatlichen Zwanges
und als stärkste Form soz1ıaler Mißbilligung notwendıg Modernes, zukunfiweisendes Strafrecht
erscheint. Das schließt die Prüftfung e1n, ob andere
Mittel ZUr Abwendung der VO  e der Handlung drohenden Im Ergebnis wırd die Strafrechtsreform der Bundes-
Getahr ausreichen. Dabe] sind auch die möglichen chäd- republik, WwWwenn S1e VO Bundestag ın der VO Sonder-
lichen Nebenfolgen einer Handlung bedenken (so der ausschufß für die Stratfrechtsreftorm beschlossenen Vorlage
Heıdelberger Strafrechtslehrer Lackner ın seınem be- ANSCHOMIMM wird, ein auch internationalen Ma{fßs-
deutenden Referat: Empfiehlt S1C]  h, die renzen des stäben modernes un zukunftweisendes Straf-
Sexualstrafrechts Neu bestimmen?, Verhandlungen des recht bringen. Seine kriminalpolitischen Grundentschei-
sıebenundvierzigsten Deutschen Juristentages Nürnberg dungen lıegen VOL allem 1n der Abschaffung des —

1968, Band I1 [Sitzungsbericht ], Teıl K, München 1968, sozlalisıerungsfeindlıchen Zuchthauses un der FEinfüh-
49) Mıt dieser inzwiıischen allgemeın akzeptierten rung der FEinheitsstrate. Die kurzfristigen Freiheits-

Erkenntnis 1St jedoch die Frage, welche Tatbestände strafen, die nachweiıslıch selten eiınen Besserungseffekt
im einzelnen ın das LEUC Strafgesetzbuch Aufnahme erzielen, sollen weıtgehend zurückgedrängt un: durch
finden ollen, noch lange nıcht entschieden. Hıer be- Geldstraten EerSsSetIzt werden. Die Geldstrafen werden nach
yınnen vielmehr IYST die praktischen Schwierigkeiten, Tagesbußen verhängt, wobei die Zahl der Bußen nach
denen sıch der Bundestag gegenübersieht. Arndt hat dem Ma{iß der Schuld un ıhre öhe nach den Ver-
In seinem Festvortrag VOT dem Deutschen Juristentag mögensverhältnissen des Täters bemessen werden oll Dıie
zutreffend ausgeführt, da{ß WAar ın der Theorie weıt- Höchstsumme kann dabei bıs | (O(00)-— PIO Tag
gehendes Einvernehmen arüuber herrsche, daß eın straf- betragen. urch ıne erhebliche Ausweıtung der Möglich-
würdıges Unrecht siıch durch die dem Gemeinwohl ab- keit der Strafaussetzung 72 UhG Bewährung oll das Ver-
trägliche Verletzung eines Rechtsgutes verwirkliche. antwortungsbewußtsein der Straffälligen appelliert WeI -
Der „Gleichklang der abstrakten Formeln“ dürfe aber, den Diıe ohl bedeutsamste kriminalpolitische Retorm
WI1e Arndt bemerkte, nıcht arüber hinwegtäuschen, da{fß esteht 1n der Einführung der sozialtherapeutischen An-
sıch darunter ıne tiefe Uneinigkeit 1n den konkreten stalt, die äarztlicher Leıitung stehen oll In diesen
Entscheidungen verberge und ıne Ungewißheit durch Anstalten sollen schwerkriminelle Täter, VOL allem die
eine andere 1TSEeLZt werde. Wıe schwier1g die Entschei- Gruppe der 5SOS. „Psychopathen“, deren Anteiıil den
dung u  e  ber die Strafbedürftigkeit eıines konkreten Ver- Straffälligen VO  3 jeher besonders orofß ISt, eiıner inten-
altens 1mM FEinzeltall se1ın kann, haben gerade die Ss1ven un reılich auch kostspieligen individual- un
Verhandlungen des Deutschen Juristentages über gruppentherapeutischen Behandlung unterzogen werden.
Notwendigkeit der Neubestimmung der renzen des Mıt der Einführung der sozialtherapeutischen Anstalt

hat sıch der Sonderausschufß tür die StrafrechtsreformSexualstrafrechts vezelgt. Diese Aufgabe 1St nıcht LUr
deshalb schwieri1g, weil 1M deutschen olk auf dem G einen Vorschlag des Alternativ-Entwurts eigen 5C-
biet der Ethik 1mM allgemeinen un: der Sexualethik 1m macht.
esonderen erheblich divergierende Vorstellungen herr- Neben diesen grundlegenden kriminalpolitischen Retor-

schen, sondern VOT allem uch eshalb, weil die Auffas- INCI, die das Hauptanlıegen der Stratrechtsreform bılden,
Sungen auf dem Jetztgenannten Gebiet sıch gegenwärtıg hat 1ın der Juristischen Fachliteratur un 1n der breiten

Oftentlichkeit die Retform des Sexualstratrechts eın nıchtın einem Umwandlungsprozeß große1_1 Ausmaßes befin-
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schiedet werden, kann jedoch ST Oktober 1973selten übersteigertes Interesse gefunden. Zu den and-
lungen, die künftig nıcht mehr estraft werden ollen, in raft Ur DE Bıs dahıin sollen sämtliche Abschnitte des
7ählen neben dem Ehebruch VOT allem die einfache Besonderen Teiles des StGB ebentalls Neu gefalt se1in.

Außerdem wird bis dahın auch die StrafvollzugsreformHomosexualıtät, die Unzucht mit T1ıeren un bestimmte
Begehungsformen der Kuppelel. Außerdem werden die un: die Retorm des Nebenstrafrechts, derjenigen
Schutzaltersgrenzen 1im Sexualstrafrecht iın einıgen Fäl- Strafandrohungen, die sıch 1n anderen Gesetzen, außer-

halb des StGB, finden, abgeschlossen se1n.len Neu festgesetzt. Dıie Auffassung, dafß ein1ıge sat-
bestände 1m Bereich des Sexualstrafirechts, die das gel- Eıne bereits Januar 1970 in raft tretende Novel-
tende StGB MIt Stratfe belegt, künftig nıcht mehr estraft lierung des geltenden StGB soll ıne Reihe VO  e Ergeb-
werden sollen, wird auch VO  } kirchlichen Fachgremien nıssen des Sonderausschusses alsbald in die Strafrechts-
geteilt. Be1 der Reform des Sexualstrafrechts kann praxıs einführen, w1e die Einheitsstrafe, die Beseitigung
jedoch, Ww1e gelegentlich behauptet wurde, nıcht darum der kurzen Freiheitsstraten einem Monat, die MÖög-
gehen, da{ß das staatliche Strafrecht dann „totale Ab- lichkeit, Freiheitsstraten bıs eiınem Jahr ZUur Bewäh-
stinenz“ üben mUusse, WEeNn die Frage entscheiden 1St, rung AU:  H Auch die Änderungen der Strat-
ob Handlungen pönalısıert werden dürfen, denen sıch bestimmungen 1 Bereich des Sexualstrafrechts, der Reli-
treıe mündıge Bürger 1in der Selbstbestimmung ihrer (Se- gionsdelikte SOWIe zahlreicher Einzeltatbestände, deren
schlechtlichkeit entschlossen haben Diese reıin individual- Erneuerung nıcht mehr bis ZUuU Oktober 1973 aut-
ethische Denkweıse, die die Sozialbezogenheıit un Soz1ial- geschoben werden konnte, sollen bereıts Januar
verantwortlichkeit bestimmter amoralischer sexueller 1970 1n raft treten

Handlungen, der Kuppeleidelikte, neglert, G7  wur:  de, Die Hauptarbeit der Reform 1St damıiıt geleistet. Der
WENN der Gesetzgeber diesen Bestrebungen nachgäbe, Sonderausschufß hat 1n fruchtbarer Auseinandersetzung
nıcht TU eiınem „Kahlschlag“ 1mM Bereich der Sexual- mMIt allen der Neuschaftung des Strafgesetzbuches be-
elıkte, sondern VOTLT allem auch Schäden für die nach teilıgten un: interessierten Kräften un Gruppilerungen
Art des Grundgesetzes schützende Institution der die kriminalpolitische Konzeption erarbeitet, auf der das
Ehe un: Famlılie führen ZEesSAMTE Reformwerk ruht. Die Vorarbeiten für die Neu-
Der Deutsche Bundestag wird in dieser 1m Sommer 1969 fassung der Abschnitte des Besonderen Teıles des StGB

siınd ebentalls eiınem beträchtlichen Teil bereıits ab-Ende gehenden üuntften Legislaturperiode die Strat-
rechtsreiorm nıcht völlıg ZU Abschluß bringen können. geschlossen. Dem sechsten Deutschen Bundestag wird
Von Grund auf NECeUu erarbeitet wurde VO' Sonderaus- vorbehalten se1n, die Neukodifizierung unNnseTiesS Strat-
chuß der Entwurf des Allgemeinen Teıles des gesetzbuches durch ıne Novellierung der einzelnen Ab-
Strafgesetzbuches. Er oll Jjetzt VO: Bundestag verab- schnitte des Besonderen Teiles des StGB abzuschließen.

Dıie gestigen Ursprünge der Linken
Heute oibt in Deutschland ine „IMCUC Linke“, die, mMag „Dialektische Theorie“ ; ın Marburg WAar Abendroth
S1e auch zahlenmäßig unbedeutend se1n, mıiıt ıhren Theo- se1it 195972 Professor für Politische Wissenschaften: 1n Ber-
ıen un Aktionen erhebliche Aufmerksamkeit erZWUnN- lın xab den VO:  S! Rudi;i Dutschke bezeichneten „Sem1i-
SCH un häufig 1LUFr schlecht begründeten Wıiıider- narmarxısmus“ (der Vorlesungen un: Seminare VO  a

stand hervorgerufen hat Zu iıhr gehören soz1alistische Lieber) und, anderem, Frankfurter Fernwirkun-
un: neomarzxistische Strömungen verschiedener Ärt,; ZU gCcn Be1 dieser Neuaufnahme des Marxısmus 21ng iNAall

Teil mıiıt anarchistischen Elementen durchsetzt, SOW1e 1m natürlich grundsätzlıch immer aut die „Klassıker“ Marx
weıtesten Sınn, dem des „antlıautorıtiären JLagers‘, auch un: Engels zurück, die INa  3 ber ohne Dogmatisierung
neutralistische, pazıfıstische un: autf „Demokratisierung“ rezıpleren versuchte. Lenın wurde, 1m Gegensatz
gerichtete Gruppen. Diese Bewegung begann, noch - Trotzki, meıist kritischer gesehen. Besonders ber fanden
profiliert, Ende der fünfziger Jahre un entwickelte sıch 1U  a Marxısten eigener Praägung AaUuUSs den ersten Jahr-
mehr oder weniıger parallel miıt aÜhnlichen Strömungen 1n zehnten des Jahrhunderts auimerksame Leser: 054
England un den USA der „New Left“ un Ver- Luxemburgz, Georg Lukacs, arl Korsch, 1n gew1ssem
suchen einer Revısıon des Marxısmus in den OmmuUunIisti- aße (vor allem für den Bereich der Kunstkritik) auch
schen Ländern. Zumeıst begnügt sıch das heftige Fuür un Walter Benjamın.
Wıider 1n der SÖöffentlichen Diskussion mi1t dem Schlag- Die philosophisch un soziologisch eigenständıigste Ent-
worten SCETONNCNCH revolutionären „studentischen“ oka- faltung des Neomarxı1ısmus mMI1t diesem Begrift nıcht
bular, während der geistige Ursprung der Bewegung, die einmal Zanz fassen 1St die „Kritische Theorie“ DC-
Väter des linken Denkens (außer Marcuse) für lieben. Max Horkheimer (geboren se1it 1930
viele Vasc Ahnung bleiben. FEıne möglichst sachliche Be- Dıiırektor des Instıituts für Sozialforschung ın Frankfurt,;
Jleuchtung dieses Hintergrundes, VOTL allem der deutschen War 1933 emi1griert, hatte Zweıigstellen des Instıituts 1n
Ursprünge, dürfte eshalb der Orıientierung 1n der Di1s- Genf, Parıs, schließlich New ork errichtet, bis das Insti-
kussion dienen. LUL 1950 1n Franktfurt neugegründet werden konnte.
Seıit Beginn der sechziger Jahre tand 1n Deutschland ıne Horkheimer gab se1ıt 19397 die „Zeıtschrift für Sozial-
Neuaufnahme des Marx1ısmus oder neomarzxistischer torschung“ heraus (in New ork spater als „Studies in
Lehren besonders den Universitäten VO'  $ Philosophy and Social Scıence“), iın der zahlreiche
Frankturt, Marburg un Berlıin. In Frankturt wirkte eigene Arbeiten veröftentlichte (in umfangreicher Aus-
besonders die se1it den dreißiger Jahren VO  —$ ork- ahl jetzt vorliegend: „Kritische Theorie“, Bände,
heimer un Th Adorno entwickelte „Kritische“ oder Fischer Verlag, Frankfurt 1968).
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